= 3 Rn, 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Fr. 6357.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Mai 1866., betreffend den Tarif, nach welchem 
das Bohlwerks-, Winterlage- und Lagergeld in der Stadt Damgarten zu 
entrichten iſt. 


Nu Ihren Bericht vom 5. Mai d. J. will Ich der Stadt Damgarten, im 
Franzburger Kreiſe des Regierungsbezirks Stralſund, das Recht zur Erhebung 
eines Bohlwerks⸗, Winterlage- und Lagergeldes verleihen und den beiliegenden 
Tarif, nach welchem dieſe Abgaben zu erheben ſind, unter Vorbehalt der Re⸗ 
viſion von fuͤnf zu fuͤnf Jahren, genehmigen. 


Gegenwärtiger Erlaß iſt nebſt dem Tarif durch die Gefeß- Sammlung 
zu veroͤffentlichen. 5 


Berlin, den 28. Mai 1866. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1866. (Nr. 6357.) 47 Ta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Juni 1866. 


Geſetz Sammlung * 


g 
& 


Tarif, 
nach welchem das Bohlwerks⸗, Winterlage- und Lagergeld in 
der Stadt Damgarten, im Franzburger Kreiſe, Regierungsbezirk 
Stralſund, zu entrichten iſt. 


Vom 28. Mai 1866, 


Es iſt zu entrichten: 


I. an Bohlwerksgeld von Schiffsgefaͤßen aller Art, welche das 
ſtaͤdtiſche Bohlwerk zum Anlegen, Loͤſchen oder Laden benutzen, ‚für jede 
Schiffslaſt Tragfaͤhigkeit: 


1) wenn das Fahrzeug mit Ladung eingeht oder ausgeht .. 2 Sgr. 


2) wenn das Fahrzeug mit Ballaſt oder leer eingeht und 
er Bene 1 8 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


a) Von Fahrzeugen, welche das Bohlwerk nicht langer als vierzehn 
a benutzen, wird nur die Haͤlfte der vorſtehenden Saͤtze 
entrichtet; 


b) von Fahrzeugen, deren Ladung den vierten Theil ihrer Trag⸗ 
faͤhigkeit nicht uͤberſteigt, wird das Bohlwerksgeld nur nach dem 
Satze I. 2. entrichtet; 


c) von Fahrzeugen von weniger als Einer Laſt Tragfaͤhigkeit iſt das 
fuͤr Eine Laſt feſtgeſetzte Bohlwerksgeld zu zahlen. 
II. An Winterlagegeld: 
fuͤr jedes am Bohlwerk Winterlager haltende Fahrzeug: 
von mindeſtens 10, aber weniger als 20 Laſt Tragfaͤhigkeit 1 Rthlr. 


; „„ el 5 2 
z 2 40, = 2 = 60 = z 3 2 


von 60 und mehr Laſt Tragfaͤhig keit 4 
6 III. An 


III. An Lagergeld, wenn das Bohlwerk oder der dabei befindliche 
Bohlwerksplatz zum Lagern benutzt wird: i 
1) F Lang⸗ oder Bauholz, fuͤr je hundert laufende 
11 


c „ .. 1 Sgr. 
2) von Brettern, für jedes Schock .. 2 6 Pfg. 
3) von allem anderen Holze, für jede Klafter ...... N wre 
4) von Mauer: oder Dachſteinen, für jedes 
Tauſend Stukk en. 3 ᷑ũ „ — : 
5) von Feldſteinen, für jede Schachtruthe De Bas 


6) von anderen Gegenſtaͤnden, für jede Quadrat⸗ 
ruthe der zum Lagern derſelben benutzten Fläche .. 5 — . 


Anmerkung: 
Dauert die Lagerung laͤnger als acht Wochen, ſo iſt das Lager⸗ 
geld abermals zu entrichten. 


Befreiungen. 


Bohlwerksgeld wird nicht erhoben: 


1) von Fahrzeugen, welche ausſchließlich mit Königlichen oder Staats⸗ 
Effekten beladen ſind; 5 


2) von Booten und Kaͤhnen, welche zu Schiffsgefaͤßen gehören, für 
welche die tarifmaͤßige Abgabe entrichtet iſt; 


3) von Fahrzeugen, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden. 
Berlin, den 28. Mai 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr., 63576858.) 47 * (Nr. 6358.) 


(Nr. 6358.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Mai 1866., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Oppeln fuͤr den Bau und die Unterhaltung 
einer Kreis⸗Chauſſee von Carlsruhe uͤber Gruͤndorf und Krogullno bis zur 
Namslauer Kreisgrenze in der Richtung auf Schwirz. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Ständen 
des Kreiſes Oppeln, im Regierungsbezirk Oppeln, beabſichtigten Bau einer 
Chauſſee von Carlsruhe uͤber Gruͤndorf und Krogullno bis zur Namslauer 
Kreisgrenze in der Richtung auf Schwirz genehmigt habe, verleihe Ich hier⸗ 
durch dem Kreiſe Oppeln das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem 
gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hier⸗ 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 28. Mai 1866. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6359.) 


€ 3 
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(Nr. 6359.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Juni 1866., betreffend die Genehmigung des Re⸗ 
gulativs uͤber die anderweite Beleihung der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


Au Ihren Bericht vom 9. d. Mts. will Ich das beiliegende, nach dem 
. Beſchluſſe des 26. Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft Ihrerſeits 
aufgeſtellte Regulativ uͤber die anderweite Beleihung der Oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft hierdurch landesherrlich beſtaͤtigen. d 
Dieſer Erlaß und das Regulativ find durch die Geſetz-Sammlung zu 
veroͤffentlichen. 


Berlin, den 23. Juni 1866. 
Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


An den Juſtizminiſter und an den Miniſter des Innern. 


Regulativ 
uͤber 


die anderweite Beleihung der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


1. 


Die Oſtpreußiſche Landſchaft wird ermächtigt, fortan Pfandbriefe auch zu 
höherem Zinsfuße als vier Prozent, bis zu fünf Prozent jährlich, auszufertigen. 
Der Zeitpunkt für die Erhöhung des Zinsfußes wird nach Lage des 
Geldmarktes durch Beſchluß des Plenarkollegiums (F. 5. des Regulatios vom 
1. November 1858., Gefeß-Samml. S. 574.) feſtgeſetzt. Daſſelbe Kollegium 
iſt auch befugt zu beſchließen, daß die Ausgabe von Pfandbriefen zu dem 
erhöhten Zinsfuße wieder einzuftellen iſt. f 
Die Privilegien der Oſtpreußiſchen Landſchaft, ſowie alle bei derſelben 
geltenden Vorſchriften kommen ebenſo, wie bezüglich der bisher in Gemaͤßheit 
der zufäßlichen Beſtimmungen vom 28. Februar 1859. zu drei einhalb Mb 


(Nr. 6359.) ro⸗ £ 


— 


Prozent ausgefertigten, auch bezuglich der Pfandbriefe mit höherem Zinsfuß * 
in Anwendung. 


II. 


H. 1. 


Die Oſtpreußiſche Landſchaft wird ermaͤchtigt, fortan zu ihrem Kredit⸗ 
verbande gehörige, bepfandbriefungsfaͤhige Guͤter und Grundſtuͤcke unter fol⸗ 
genden Bedingungen bis zu zwei Drittel des Gutswerthes zu beleihen. 


H. 2. 5 


Der Gutswerth ift nach den für die Feſtſtellung des Pfandbriefswerthes 
geltenden landſchaftlichen Beſtimmungen — jedoch mit Ausſchluß der gutacht⸗ 
lichen n nach Abſchnitt VIII. der Abſchaͤtzungs⸗Grundſaͤtze — 
zu ermitteln. 


§. 3. 

Die Ausfertigung der Pfandbriefe uber ſolche Anleihe wird in Gemaͤßheit 
der zuſaͤtzlichen Beſtimmungen vom 28. Februar 1859. III. $$. 1 — 7. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 91. ff.) auf Grund von Schuldurkunden — die in Höhe der 
bewilligten Anleihe nebſt Zinfen und den nach HH. 4. und 5. zu uͤbernehmenden 
Nebenverbindlichkeiten auf das betreffende Gut fuͤr die Landſchaft einzutragen 
reſp. umzuſchreiben ſind — nach anliegendem Schema vollzogen, die Ein⸗ 
16 tragung einer dem Geſammtbetrage der ausgefertigten Pfandbriefe nach ihrem 

Nennwerthe gleichkommenden Darlehnsforderung im Hypothekenbuche des be⸗ 
treffenden Gutes aber von dem zuftändigen Königlichen Kreisgerichte auf den 
Pfandbriefen beſtaͤtigt. 


H. 4. 


Der volle Kredit von zwei Drittel des Gutswerthes darf nur dann be⸗ 
willigt werden, wenn der Darlehnsnehmer ſich noch beſonders verpflichtet, außer 
den Pfandbriefszinſen und zugleich mit denſelben in den erſten ſechs Jahren 
jaͤhrlich Ein Prozent von dem ganzen Pfandbriefsdarlehn, und von da ab 
einhalb Prozent von dem die erſte Werthshaͤlfte uͤberſteigenden Betrage jährlich 
zur Amortiſation nach $$. 10. ff. zu zahlen. In der Schuldurkunde (H. 3.) 
iſt deshalb außer fuͤr Kapital und Zinſen auch fuͤr dieſe Tilgungsbeitraͤge 
und alle Koſten, einſchließlich der Auslagen bei Kuͤndigung und Einloͤſung der 
Pfandbriefe nebſt Kupons nach HH. 22. ff., Hypothek zu beſtellen. 


H. 5. ö 
Bleibt die Beleihung jedoch noch innerhalb fuͤnf Achtel des Gutswerths, 
ſo hat der Schuldner nur einhalb Prozent von dem die erſte Werthshaͤlfte 
uͤberſteigenden Betrage des Darlehns jährlich außer den Zinſen zur Amortiſation 
zu zahlen und dafuͤr in gleicher Art (H. 4.) Hypothek zu beſtellen. 8 6 


$. 6. 
Die Landſchaft ift, falls der Schuldner — ohne beſondere Ungluͤcksfaͤlle 
nachweiſen zu können — länger als ein halbes Jahr mit der Zahlung der 
Tilgungsbeitraͤge im Ruͤckſtande bleibt, zur Kuͤndigung des Pfandbriefs⸗ 
Darlehns berechtigt (§. 15.). 


8 

Die für die Landſchaft eingetragenen Darlehns forderungen ($$. 3 — 9.) 
ſind ausſchließlich den Inhabern neuer Pfandbriefe zu ihrer Sicherheit ange⸗ 
wieſen und koͤnnen von anderen Glaͤubigern des Inſtituts auf keine Weiſe in 
Anſpruch genommen werden. Das Kredit-Inſtitut darf über fie nur Behufs 
der Einloͤſung von neuen Pfandbriefen, außerdem aber nur inſoweit, als vor⸗ 
her ein entſprechender Theil von Pfandbriefen aus dem Umlauf zuruͤckgezogen 
und kaſſirt, oder nach geſchehenem Aufgebot hinſichtlich des Pfandbriefsrechts 
praͤkludirt worden iſt, disponiren. a 


F. 8. 
Die Inhaber der neuen Pfandbriefe ſind berechtigt, vom Kredit⸗Inſtitut 
a) die Zahlung der verſchriebenen Zinſen in den feſtgeſetzten Faͤlligkeits⸗ 
terminen gegen Beibringung der Kupons, 
b) die Zahlung des Kapitals in dem Falle zu fordern, daß ihr Pfand⸗ 
brief zur baaren Einloͤſung oͤffentlich aufgerufen wird. 
Zur Kuͤndigung des Kapitals ſind ſie nicht berechtigt. 


9. 9. N 
Fuͤr jene Zahlungen, ſowie uͤberhaupt fuͤr die Sicherheit des verſchrie⸗ 
benen Kapitals nebſt Zinſen haften: 

1) das Kredit-Inſtitut als Ausſteller der Pfandbriefe mit ſeinem ganzen 
Vermoͤgen, zunaͤchſt mit den Hypothekenforderungen an ſeine eigenen 
Darlehnsſchuldner ($. 6.), 

2) die ſaͤmmtlichen Güter und laͤndlichen Grundſtuͤcke des Oſtpreußiſchen 
Landſchaftsbezirks (Generalgarantie), 

uͤberall mit Vorbehalt der Vorrechte der Inhaber der nach dem Landſchafts⸗ 
Reglement oder den zuſaͤtzlichen Beſtimmungen vom 28. Februar 1859. aus⸗ 
gefertigten Pfandbriefe. 
5 $. 10. 
Die nach HH. 4. und 5. zu entrichtenden Tilgungsbeitraͤge find für jedes 
Gut auf einem beſonderen Amortiſations⸗Konto, unverkuͤrzt durch Verwaltungs⸗ 
koſten, als auf die Pfandbriefsſchuld abgezahlt, gut zu ſchreiben. 5 11 
(Nr. 6359.) UT, 


$. 11. 


Der Beſland der Amortifationg- Kontos, wie er nach HH. 4. und 5. 
vorhanden ſein muß, wird in ſeinem Geſammtbetrage jaͤhrlich zwei Mal, ſoweit 
dies unter Beruͤckſichtigung des niedrigſten Pfandbriefs⸗Apoints moͤglich iſt, 
in neuen, nach dieſem Regulativ ausgefertigten Pfandbriefen verzinslich belegt. 
Dieſe Pfandbriefe ſind nach Ermeſſen des Generallandſchafts-Kollegiums durch 
Kuͤndigung nach dem Looſe und Baareinloͤſung nach dem Nennwerthe nach 
HH. 22. ff. oder durch Ankauf zu beſchaffen. 


H. 12. 


Die ſo beſchafften Pfandbriefe werden, in ihrem Geſammtbetrage nach 
dem Nennwerthe ausgedruͤckt, pro rata der dazu verwendeten Tilgungsbeitraͤge 
der einzelnen Guͤter auf letztere vertheilt. Jeder derſelben wird dabei mittelſt 
eines Stempels mit der Aufſchrift: „fuͤr immer dem oͤffentlichen Verkehr ent⸗ 
zogen“ verſehen. ; 


$. 13. 


Sobald hierdurch je fuͤnfundzwanzig Prozent der über die erfte Werths⸗ 
hälfte hinaus genommenen Anleihe in Pfandbriefen nach dem Nominalbetrage 
abgetragen ſind, iſt der Beſitzer berechtigt, Loͤſchung oder Ceſſion des abgezahlten 
Theils des Kapitals, unter Kaſſation des angeſammelten Betrages von Pfand⸗ 
briefen ($$. 9. und 10. III. der Verordnung vom 28. Februar 1859.) zu for⸗ 
dern und, ſobald dies erfolgt iſt, von weiterer Zahlung der Zinſen ſowohl wie 
der Tilgungsbeitraͤge bezuͤglich dieſes abgezahlten Theils des Anlehns entbunden. 


$. 14. 


Wird nach ſolcher Tilgung eines Theils der Pfandbriefsſchuld von Neuem 
ein Anlehen nachgeſucht, ſo ſind dabei in jeder Beziehung dieſelben Vorſchriften 
maaßgebend, wie uͤberhaupt bei neuen Beleihungen. 


$. 15. 


Bei Beitreibung ruͤckſtaͤndiger Tilgungsbeitraͤge ſtehen der Landſchaft 
dieſelben Privilegien zur Seite, wie bezuͤglich ruͤckſtaͤndiger Pfandbriefszinſen. 
Auch iſt fie verpflichtet, die ausbleibenden Tilgungsbeiträge in derſelben Weiſe 
vorzuſchießen wie die Zinſen. De 


H. 16. 


Das Guthaben eines jeden Gutsbeſitzers am Amortiſationsfonds iſt 
untrennbares Zubehoͤr des Gutes, welches mit dieſem auf jeden neuen Erwerber 
uͤbergeht, und ohne das Gut weder abgetreten noch ſonſt Gegenſtand einer 
Dispoſition des Gutsbeſitzers werden kann. Ebenſowenig kann jener Antheil 
aus irgend einem Titel von einem Dritten, auch nicht im Wege der Exekution, 
in Anſpruch genommen werden. 9. 17 


5 ee. 
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$. 17. 


Bezüglich der Ausführung des Beleihungsgeſchaͤfts, der Ruͤckzahlung der 
Darlehne von Seiten der Beſitzer, ſowie überhaupt in jeder Beziehung kommen — 
inſoweit durch die Beſtimmungen dieſes Regulativs nicht ausdruͤcklich Abaͤnde⸗ 
rungen angeordnet ſind — alle bei der Oſtpreußiſchen Landſchaft geltenden 
Vorſchriften auch bei Beleihungen nach dieſem Regulative in Anwendung. 


§. 18. 


Insbeſondere ſind fuͤr Umſchreibung alter drei einhalbprozentiger, noch 
auf eine Spezialhypothek lautender Pfandbriefe in eine zu vier einhalb oder 
fünf Prozent verzinsliche Darlehnsforderung der Landſchaft Behufs Ausfertigung 
neuer Pfandbriefe die Vorſchriften des H. 13. III. der Verordnung vom 28. Fe⸗ 
bruar 1859. und des durch die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 19. Januar 1863. 
beſtaͤtigten Generallandtags⸗Beſchluſſes von 1862. maaßgebend. 


H. 19. 


Auch kann auf Guͤter, die nach der Verordnung vom 28. Februar 1859. 
mittelſt Ausfertigung vierprozentiger Pfandbriefe beliehen find, nach Ruͤckzahlung 
und Kaſſation dieſer Pfandbriefe nach HH. 8. ff. a. a. O. auf Antrag des Beſitzers 
ein gleicher Betrag neuer Pfandbriefe mit höherem Zinsfuße ausgefertigt werden, 
ſobald für die erhöhte Zinsverbindlichkeit den F. 1 — 3. II. dieſes Regulativs 
gemaͤß mit dem ſo zu beleihenden Gute Hypothek beſtellt iſt. 


F. 20. 


Die §§. 1 — 4. II. der Verordnung vom 28. Februar 1859. zur Aus⸗ 
gleichung der Kursdifferenz angeordneten baaren Zuſchußdarlehne duͤrfen bei 
Beleihungen uͤber die erſte Werthshaͤlfte hinaus nicht gewaͤhrt werden. Sie 
muͤſſen vielmehr — inſoweit fie früher bewilligt find — ehe die Beleihung nach 
dieſem Regulativ erfolgen kann, vorher vollſtaͤndig abgezahlt werden. 


; $. 21. 
Beleihungen bis zur erſten Werthshaͤlfte können auf Antrag des Beſitzers 


bis auf Weiteres auch mittelſt Ausfertigung der alteren dreieinhalb - und vier⸗ 
prozentigen Pfandbriefe nach den daruͤber geltenden Beſtimmungen gewaͤhrt 


werden. 
III. 


$. 22. 5 
Soll Behufs der Amortifation nach HH. 14. ff. oder mit Ruͤckſicht auf 

einen, den Nennwerth uͤberſteigenden Kurs der Pfandbriefe bei einer Subhaſtation, 
bei Gelegenheit von Rentenablöͤſungen, oder auch auf Antrag des Pfandbriefs⸗ 
Jahrgang 1866. (Nr. 6359.) 48 \ Dar⸗ 


Darlehnsſchuldners x. Einlöfung von Pfandbriefen durch B aarzahlung 5 
erfolgen, ſo ordnet die Generaldirektion die Kuͤndigung des entſprechenden 


Betrages von Pfandbriefen an. 


H. 28% 


Nachdem die zu kuͤndigenden Pfandbriefe nach Littr. und Nr. durch das 19 


Loos beſtimmt ſind, geſchieht die Kündigung. mit ſechsmonatlicher Friſt durch 
dreimalige Inſertion in dem Staatsanzeiger, dem öffentlichen Anzeiger des 
Amtsblatts der Regierungen zu Koͤnigsberg und Gumbinnen, und in je einer der 
Koͤnigsberger und Berliner Zeitungen, welche die Generaldirektion zu beſtimmen 
hat. Die ſechsmonatliche Friſt beginnt vom Tage der letzten Inſertion. 


$. 24. 
Die von der Landſchaft den Inhabern gekuͤndigten Pfandbriefe muͤſſen 


zur Verfallzeit nebſt den noch nicht fälligen Kupons und dem Talon in kurs⸗ 


faͤhigem Zuſtande eingeliefert werden. 


Der Betrag der fehlenden Kupons wird dem Einliefernden von der 


Einloͤſungsvaluta in Abzug gebracht. 


H. 25. 


Die Valuta der nicht eingehenden Pfandbriefe bleibt, falls dieſelben 
nicht fruͤher eingereicht werden, bis nach Ablauf der zu demſelben verabreichten 


Kupons⸗Serie im Landſchafts⸗Depoſitorium und iſt, ſoweit dies unbeſchadet der 


Möglichkeit ſofortiger Fluͤſſigmachung angeht, zu Gunſten des Amortiſations⸗ 


i fonds zinsbar und ſicher anzulegen. 


H. 20. i 9 


Nach Ablauf dieſer Zeit werden dieſe Depoſita — jedoch nur nach dem 
Kapitalbetrage und nach Abzug der nicht beigebrachten Kupons — falls die Ein⸗ 
loͤſung der Pfandbriefe nicht fruͤher erfolgt iſt, bei dem Koͤniglichen Stadtgerichte 
zu Koͤnigsberg baar eingezahlt, welches demnaͤchſt die Amortiſation der nicht 


eingegangenen Pfandbriefe auf Koſten des Inhabers unter Entnahme derſelben 5 


aus der deponirten Maſſe zu veranlaffen hat. 


II. 


1000 1000 


Privilegirter neuer Pfandbrief 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
Litt. A. (L. S.) M1. ete. 
uͤber E 


Eintauſend Thaler Kurant 


à 30 Thaler per Pfund feinen Silbers gerechnet und in 
Gemaͤßheit des Regulativs voni 
auf eine gleichnamige Hypothekenforderung, ſowie auf die 
Sicherheitsfonds der Landſchaft und die Garantie der 
Oſtpreußiſchen Landſchaft fundirt, durch Baarzahlung im 


Wege der Amortiſation einloͤslich, trägt ..... Prozent 
jaͤhrliche Zinſen und darf vom Inhaber nicht gekuͤndigt 
werden. 

Königsberg i. Pr., den rn 18. 


Oſtpreußiſche Generallandſchafts⸗Direktion. 
i (L. S.) Drei Unterſchriften. 


Nach Einſicht der betreffenden Hypotheken⸗Inſtrumente be⸗ 
glaubigt vom Königlichen Kreisgerichte zun f 


(L. 8.) Unterſchrift. 


1000 Oſtpreußiſcher Pfandbrief. 1000 


(Ar. 6359.) 


r 5 Lin ee, er. Rthlr. 


SR werden die halbjährigen Zinſen für den Termin 18. zu . Prozent mit 
„ (buchſtaͤblich) Thaler 
bei der Generallandfchafts- Raffe zu Königsberg vom l.. bis 
2, 18... oder bei dem Generallandſchafts-Agenten zu Berlin im 18 
e bezahlt. 
85 f Ausgefertigt. 

| Talon 

zum a 
neuen Oſtpreußiſchen prozentigen Pfandbrief 
Lit! . über Rthlr 


5 Der Praͤſentant dieſes Talons erhaͤlt bei der Oſtpreußiſchen General⸗ 
Landſchafts⸗Kaſſe zu Königsberg oder bei dem Generallandſchafts-Agenten in 


1 Br Berlin zu dem genannten Pfandbriefe die neue Serie Kupons pro.. u. ſ. w., 
. wenn nicht der Inhaber des Pfandbriefs dagegen Einſpruch macht. 
Wird dieſer Talon bis zum nicht praͤſentirt, fo kann der Pfand⸗ 


briefs⸗Inhaber ohne Weiteres die neuen Kupons erhalten. 


Oſtpreußiſche Generallandſchafts⸗ Direktion. 


Ausgefertigt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗-Hofbuchdruckerei 
l 1 (R. v. Decker). 3 


